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zeigen, daß dieses Konzept helfen kann, gegenseitige Vorbehalte, unterschiedliche 
Erwartungen und Erfahrungen zu bearbeiten. Gemeinsame Fortbildungsveranstal­
tungen sollten hier anknüpfen.
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Manfred Weiß
Schulreform in den USA
Entwicklungstrends in den 80er Jahren

„Eine Nation in Gefahr“
Während hierzulande die Bildungsreform zum Erliegen gekommen ist, hat 
das amerikanische Bildungssystem im letzten Jahrzehnt einen Reformschub 
historischen Ausmaßes erlebt. Auslöser dafür war die Anfang der 80er Jahre 
einsetzende Diskussion um die Leistungsfähigkeit des Bildungswesens, die 
mit dem Erscheinen des Berichts „A Nation at Risk“ der von der 
Bundesregierung eingesetzten National Commission on Excellence in 
Education (NCEE) kulminierte (National Commission 1983). Der Bericht 
enthält eine Fülle von alarmierenden Daten und bringt eindringlich die 
fatalen gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Folgen einer qualitativ 
defizienten schulischen Bildung und beruflichen Ausbildung ins Bewußt­
sein. Augenfällige Krisensymptome sehen die Verfasser in dem kontinu­
ierlichen Rückgang der Testleistungen seit Mitte der 60er Jahre, dem 
schlechten Abschneiden von High School-Schülern bei internationalen 
Leistungsvergleichen (insbesondere in Mathematik und naturwissenschaft­
lichen Fächern), dem hohen Anteil funktionaler Analphabeten (20 - 40 
Millionen), der drastischen Zunahme von Nachhilfekursen an den Colleges, 
der Permissivität des Kursangebots in den Sekundarschulen und der 
Vernachlässigung zukunftsträchtiger Fächer wie Computerwissenschaften. 
Die auf diese Befunde gestützte Kernaussage des Berichts lautet: 
„Unsere Nation ist in Gefahr. Unsere einstmals ungefährdete Vorrangstel­
lung in Handel, Industrie, Wissenschaft und Technologie wird von Konkur­
renten in der ganzen Welt überholt . . . Das Bildungsfundament unserer 
Gesellschaft wird zerstört durch eine steigende Flut der Mittelmäßigkeit, die 
die Zukunft unserer Nation und unseres Volkes gefährdet. Was vor einer 
Generation noch undenkbar gewesen wäre, ist inzwischen Wirklichkeit 
geworden: Andere sind in ihren Bildungsleistungen mit uns gleichgezogen 
oder übertreffen uns“ (National Commission 1983, S. 5).

Die erste Reformwelle: Stärkung zentraler Kontrolle
Die Verfasser des Nation at Risk Report begnügen sich nicht nur mit einer 
Situationsbeschreibung und -analyse des amerikanischen Bildungswesens; 
sie unterbreiten auch eine Reihe von Vorschlägen zur Überwindung der 
diagnostizierten Krise. „Action for excellence“ heißt das Leitmotiv, unter 
das sie ihre Empfehlungen stellen. Vorgeschlagen wird u. a. die 
- Anhebung der Anforderungen für den Erwerb eines High School­

Abschlusses in den fünf Kernfächern („basics“) auf vier Jahre Englisch, je
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drei Jahre Mathematik, Naturwissenschaften und Sozialwissenschaften 
sowie ein halbes Jahr Computerwissenschaften;

- Einführung strengerer und meßbarer Standards an den Schulen und 
Hochschulen sowie die Verschärfung der Zulassungsbedingungen an 
Colleges und Universitäten;

- Ausdehnung der Unterrichtszeit für die Kernfächer durch Verlängerung 
des Schultages und -jahres;

- Steigerung der Lehrqualität durch anspruchsvollere Ausbildung sowie 
Erhöhung der Attraktivität des Lehrberufs durch Anhebung der Lehrer­
gehälter, leistungsbezogene Besoldung und bessere Aufstiegsmöglich­
keiten.

Versucht man eine globale Wertung des Nation at Risk Report, dann ist 
positiv zu vermerken, daß durch den Bericht und die von ihm ausgelöste 
öffentliche Diskussion Bildungsthemen wieder auf die politische Tagesord­
nung kamen und die Position der Bildungspolitiker gestärkt wurde, was sich 
auch auf die Ressourcenausstattung des Bildungswesens günstig auswirkte 
(1987 waren die Ausgaben für das öffentliche Schulwesen nominal um 70 
Prozent höher als 1980).
Problematisch an dem Bericht ist, daß das Bildungswesen dominant in seiner 
externen Funktionalität gesehen wird, d. h. in seiner instrumenteilen 
Bedeutung für Wirtschaft und Gesellschaft, und daß Bildungsreformen als 
Allheilmittel für die Bewältigung der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen 
Probleme propagiert werden. Im Umkehrschluß impliziert diese Sichtweise 
die - problematische - Unterstellung eines beträchtlichen Schuldanteils des 
Bildungswesens an den wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Fehlentwick­
lungen in den USA.
Die durch den Nation at Risk Report entbrannte „große Schuldebatte“ 
verlagerte sich rasch von der nationalen Ebene auf die Ebene der Kompetenz­
träger im Bildungsbereich: die Bundesstaaten und Kommunen. In fast allen 
Bundesstaaten wurden gleichfalls Berichte zur Situation des Bildungswe­
sens verfaßt, Kommissionen eingesetzt, die die Empfehlungen der NCEEin 
ihren spezifischen Implikationen erörterten, Aktionsprogramme erarbeitet 
und Gesetzesänderungen vorgenommen. Viele Bundesstaaten folgten den 
Empfehlungen der NCEE und verschärften die Bedingungen für den 
Erwerb eines Abschlußzeugnisses an den High Schools und die Aufnahme 
an Colleges, verlangten den vermehrten Einsatz von standardisierten 
Schulleistungstests, erhöhten die Unterrichtszeit, hoben die Standards für 
die Erlangung und Aufrechterhaltung der Lehrbefähigung an, setzten in 
verstärktem Maße formale Evaluationsverfahren ein und schufen Lei­
stungsanreize für die Lehrer.

Die zweite Reformwelle: Dezentralisierung und Marktsteuerung
Diese erste vom Nation at Risk Report ausgehende Reformwelle läßt sich 
zusammenfassend dadurch charakterisieren, daß versucht wurde, auf 
zentralistisch-administrativem Wege, d. h. durch Stärkung zentraler Kon­
trolle, der Forderung nach „excellence in education“ nachzukommen. Auch 
die Bildungspolitiker in den USA mußten allerdings die Erfahrung machen,
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daß mit dieser Strategie substantielle Veränderungen in der Schulpraxis 
kaum wirksam herbeizuführen sind. Diese Erkenntnis und der traditionell 
stark ausgeprägte Lokalismus in den USA (vgl. Doyle 1990) lösten eine 
Gegenentwicklung zur zentralistisch-administrativen Strategie aus, die zu 
einer zweiten Reformwelle in den 80er Jahren führte.
Wichtige Argumentationshilfe leistete dabei die empirische Schulfor­
schung, insbesondere die Untersuchungen zur leistungswirksamen Schule 
(„effective school“). Während die Empfehlungen des Nation at Risk Report 
in erster Linie an die staatliche Bildungspolitik adressiert sind, stellen diese 
Untersuchungen die Einzelschule als Handlungseinheit in den Mittelpunkt 
der Betrachtung. Mit dem Hinweis, daß die zwischen Schulen bestehende 
Leistungsvarianz im staatlichen Schulwesen beträchtlich ist, daß es also gute 
und schlechte Schulen gibt, relativieren sie zugleich die pauschale Schulkri­
tik der NCEE. Den pessimistischen Schlußfolgerungen des Coleman Report 
(Coleman et al. 1966), daß „schools do not make a difference“, stellt die 
Forschung zur effektiven Schule das Resümee gegenüber, daß es für den 
Lernerfolg eines Schülers/einer Schülerin wohl einen Unterschied macht, 
welche Schule er/sie besucht. Die Botschaft, daß „schools can make a 
difference“, fand weltweite Verbreitung durch die Rutter-Studie (Rutter et 
al. 1979), eine Längsschnittuntersuchung an zwölf Londoner Gesamtschu­
len, die auch in den USA seinerzeit ein großes Echo fand und die dortige 
Forschung nachhaltig inspirierte. Inzwischen liegt ein umfangreicher Wis­
sensfundus zur effektiven Schule vor (vgl. zusammenfassend Purkey/Smith 
1983, Walberg 1984, Bargel/Steffens 1990, Aurin 1990). Kennzeichen 
leistungswirksamer Schulen sind danach unter anderem:
- Betonung des Erwerbs von grundlegenden Kulturtechniken („basic 

sküls“),
- hohe Leistungserwartungen an die Schüler,
- besonderes pädagogisches Engagement der Lehrer und Verantwortlich­

keit für die Leistungsentwicklung ihrer Schüler,
- häufige Kontrolle („monitoring“) von Lernfortschritten,
- starke Führungsqualitäten des Schulleiters bzw. der Schulleitung,
- intensive fachliche Kooperation zwischen den Lehrern,
- eine geordnete und lernfördernde Atmosphäre,
- eine Umgangskultur im Kollegium und zwischen Lehrern und Schülern, 

die von Verständnis, Vertrauen und Verständigung geprägt ist,
- eine intensive Beteiligung der Eltern am Schulgeschehen.
Von oben verordnen lassen sich freilich gute Schulen nicht. Entscheidend 
sind Gestaltungswille und -kompetenz der Akteure in den einzelnen Schulen 
sowie der ihnen zugestandene Handlungsspielraum. Diese Einsicht und der 
im Zuge der Rückbesinnung auf das Modell der unmittelbaren Demokratie 
wiedererstarkte Lokalismus waren richtungweisend für die zweite Reform­
welle, die sich global mit den Begriffen Dezentralisierung, Flexibilität und 
Autonomie umschreiben läßt.
Eine Stärkung der einzelschulischen Autonomie wird z. B. mit dem Konzept 
des „school based management“ angestrebt, d. h. der Verlagerung von 
Entscheidungskompetenz und Verantwortung („accountability“) auf die
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einzelne Schule. Verbunden ist damit oftmals die Institutionalisierung 
demokratischer Entscheidungsstrukturen durch Einrichtung eines „school 
councils“ an den Schulen. Dieses Gremium, das sich aus dem Schulleiter 
sowie Vertretern der Lehrer und Eltern zusammensetzt, ist verantwortlich 
für eine Reihe von programmatischen und operationalen Entscheidungen 
und die Verwendung des einzelschulischen Budgets.
In der Einrichtung von „school councils“ manifestiert sich zugleich ein 
weiteres zentrales Anliegen der zweiten Reformphase: die Stärkung des 
Einflusses der Eltern im Bildungswesen. Das wohl radikalste Experiment 
wird zur Zeit in Chicago durchgeführt, wo den Eltern die Leitung der „school 
councils“ übertragen wurde, verbunden mit der Kompetenz, Schulleiter 
einzustellen und zu entlassen, Pläne zur Schulverbesserung zu entwickeln 
und die Verwendung eines Großteils des Schulbudgets zu kontrollieren. 
Dies paßt sicherlich nicht in das Bild einer auf stärkere Professionalisierung 
des Lehrerberufs zielenden Bildungspolitik. Weniger konfliktträchtig 
erscheinen demgegenüber die in jüngster Zeit von zahlreichen Schulbezir­
ken und Schulen ergriffenen Maßnahmen zur Verbesserung der Beziehung 
zwischen Schule und Elternhaus und der Elternmitwirkung in den Schulen 
(„parent involvement programs“).
Im Zusammenhang mit der Stärkung der Elternrolle im Schulwesen hat der 
Aspekt der Schulwahlfreiheit in den letzten Jahren besondere Bedeutung 
erlangt. „Choice in education“ ist zu einem zentralen Begriff in der aktuellen 
bildungspolitischen Diskussion in den USA geworden. Die Herstellung 
größerer Wahlfreiheit, wie sie Gallup-Umfragen zufolge von etwa zwei 
Dritteln der Eltern mit Kindern an staatlichen Schulen gewünscht wird, und 
- als Voraussetzung dafür - eines vielfältigen Schulangebots ist zunächst als 
eigenständige Forderung im Gefolge des Bedeutungszuwachses einer 
stärker an den Elterninteressen orientierten Funktionalität von Schule 
erhoben worden (vgl. Boyd/Kerchner 1987). Die dahinterstehende Markt­
ideologie ist jedoch rasch in ihrer strategischen Bedeutung für „excellence in 
education“ erkannt und zur Begründung weitreichender Strukturreformen 
herangezogen worden. Eine wachsende Anhängerschaft findet die These, 
daß allein durch die den Eltern zugestandene Schulwahlfreiheit und den 
dadurch bewirkten Wettbewerb zwischen den Schulen die Leistungsfähig­
keit des Bildungswesens zu steigern sei. Zu dieser Schlußfolgerung gelangen 
auch Chubb/Moe (1990) in ihrem kürzlich erschienenen provokativen Buch 
„Politics, Markets, and America’s Schools“. Gestützt auf die Befunde einer 
empirischen Vergleichsuntersuchung staatlicher und privater Schulen set­
zen sich die Autoren mit Nachdruck dafür ein, das politisch-bürokratische 
Steuerungssystems im staatlichen Schulwesen durch ein Marktsystem zu 
ersetzen, indem den Schulen das Selbstverwaltungsrecht gewährt wird und 
den Eltern das Recht auf uneingeschränkte Schulwahl.

Erweiterung der Schulwahlmöglichkeiten
Solche radikalen Lösungen dürften in absehbarer Zeit kaum politisch 
durchsetzbar sein. Tendenziell geht jedoch die Entwicklung im amerikani­
schen Schulwesen in diese Richtung. Viele Schulbezirke sind mittlerweile
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der Forderung nach Erweiterung der Schulwahlmöglichkeiten nachgekom­
men, und immer neue kommen hinzu. Einer Übersicht in der Wochenzei­
tung „Education Week“ vom Mai vergangenen Jahres läßt sich entnehmen, 
daß immerhin schon in 35 Bundesstaaten den Eltern Schulwahloptionen in 
den unterschiedlichsten Varianten angeboten werden. Gemeinsam ist 
ihnen, daß die Schüler nicht mehr verpflichtet sind, die nächstgelegene 
Schule in ihrem Wohnbezirk zu besuchen; Unterschiede bestehen im 
Umfang der gewährten Wahlfreiheit: Die Schulwahlmöglichkeiten können 
sich auf einen Schulbezirk, mehrere Bezirke oder sogar auf den gesamten 
Bundesstaat beziehen (vgl. Rosenberg 1989).
In der Vergangenheit gingen die Überlegungen vor allem dahin, das 
Spektrum an Schulwahlmöglichkeiten für die Eltern durch Verbesserung des 
Zugangs zum Privatschulsektor zu erweitern. Vorgeschlagen wurde dazu 
eine grundlegende Änderung des Systems der Schulfinanzierung: Anstelle 
der institutionellen Finanzierung sollten „Bildungsgutscheine“ („educatio- 
nal vouchers“) treten, die der Staat an die Eltern ausgibt und die diese an 
einer staatlichen oder privaten Schule ihrer Wahl abgeben. Unterstützung 
fand dieser-von der Wettbewerbsideologie getragene- Vorschlag durch die 
Reagan-Administration. In den Bundesstaaten erhielt das Modell der 
Gutscheinfinanzierung jedoch nicht die für die Einführung notwendige 
öffentliche Zustimmung. Auch wurde geltend gemacht, daß die intendierte 
Einbeziehung von Privatschulen mit konfessioneller Prägung - sie repräsen­
tieren mit über 80 Prozent die weit überwiegende Mehrzahl der Schulen in 
privater Trägerschaft - mit dem in der Verfassung verankerten Gebot der 
strikten Trennung von Staat und Kirche unvereinbar sei.
Auf lokaler Ebene scheinen sich allerdings bisweilen Mehrheiten für das 
Gutscheinmodell zu finden: Eine Variante wurde kürzlich - trotz massiver 
Kritik der Lehrerverbände und der staatlichen Schulverwaltung - in 
Milwaukee/Wisconsin eingeführt. Damit soll jährlich etwa einem Prozent 
der Schüler aus einkommensschwachen Familien die Möglichkeit geboten 
werden, von einer staatlichen an eine nicht-konfessionelle private Schule zu 
wechseln. Der Gutschein hat einen Wert von 2500 Dollar pro Schüler und 
Jahr.
Ein anderer Vorschlag, private Schulen einem größeren Kreis von Eltern 
und Schülern zugänglich zu machen, zielt auf die steuerliche Entlastung von 
Eltern mit Kindern an Privatschulen ab. Sein prominentester Befürworter ist 
der Soziologe James S. Coleman, der in einem großangelegten empirischen 
Effektivitätsvergleich staatlicher und privater Sekundarschulen in bezug auf 
Schulleistungen (Leseverständnis, Wortschatz, Mathematik) zum Teil eine 
Überlegenheit der Schulen in privater Trägerschaft (insbesondere der 
katholischen Schulen) feststellte (Coleman et al. 1982, Coleman/Hoffer 
1987 - eine zusammenfassende Übersicht und Kritik findet sich bei Weiß 
1988). Durch Schaffung von steuerlichen Anreizen, so sein Argument, 
würden mehr Eltern motiviert werden, ihre Kinder auf die leistungsfähige­
ren Privatschulen zu schicken. Empirische Studien legen jedoch eine 
zurückhaltende Einschätzung dieser These nahe. So zeigte eine 1984 durch 
die Rand Corporation durchgeführte Untersuchung in Minnesota (Darling-
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Hammond/Kirby 1985), daß die gewährte steuerliche Abzugsfähigkeit eines 
Teils der Ausbildungskosten kaum einen Einfluß auf die Schulwahl der 
Eltern hatte: 98 Prozent der befragten Privatschuleltern gaben an, daß sie 
auch ohne diese finanzielle Entlastung ihre Kinder auf die gewählte 
Privatschule geschickt hätten.

Die Schulwahlmotive von Eltern
Dieser Befund lenkt den Blick auf die grundsätzliche Frage, von welchen 
Motiven sich Eltern bei der Schulwahl - sofern Alternativen existieren - 
leiten lassen .Die Kenntnis dieser Motive ist von entscheidender Bedeutung 
für die Ausgestaltung  von Schulwahlprogrammen  und ihre Akzeptanz durch 
die Eltern. In der jüngsten Gallup-Umfrage (Elam 1990) wurde erstmals die 
Frage gestellt, welche (vorgegebenen) Aspekte der öffentlichen Schulen 
den größten Einfluß auf die elterliche Schulwahlentscheidung hätten, wenn 
Schulwahlfreiheit bestünde. Die Lehrerqualität, die Disziplin an der Schule 
und das Curriculum (Kursangebot) wurden von mehr als drei Viertel der 
Befragten als sehr wichtig oder wichtig eingestuft. Auch die Schul- und 
Klassengröße sowie die Wohnortnähe der Schule hält die Mehrheit der 
Befragten für bedeutsam (vgl. Tabelle 1).

Tabelle l: Von Eltern für wichtig erachtete Schulwahlgriinde. Gallup-Umfrage 1989; Gesamtsample*

sehr 
wichtig

% .
wichtig 

%

weniger 
wichtig 

%

unwich- 
Üg 
%

weiß 
nicht 

%

Lehrerqualität 87 8 2 - 3
Disziplin an der Schule 78 17 1 1 3
Curriculum (Kursangebot) 73 22 2 - 3
Klassengröße 56 32 8 1 3
Noten oder Teslergebnisse 
der Mitschüler 48 41 7 l 3
Werdegang von Absolventen 
der Schule in der High School, 
im College, im Benif 43 38 12 3 4
Schulgröße 35 37 21 4 3
Wohnortnähe 31 43 19 4 3
Extracurriculare Aktivitäten 
(Orchester, Theater, Clubs etc.) 24 50 20 3 3
Sozioökonom. Hintergrund 
der Mitschüler 22 37 31 7 3
Rassische oder ethnische
Zusammensetzung der 
Schülerschaft 21 27 34 15 3
Sportprogramm 20 38 32 7 3

* Gestellt wurde die Frage: „This card lists different factors that might be considered in choosing a 
public school for a child, assuming that a free choice ofpublic schools was allowed in this community. 
As I read offeach of diese factors one at a time, would you teil me whether you would consider it very 
important, fairly important, not too important, or not important at all in choosing a local school?* 
Quelle: Elam 1990, S. 44/45
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Bezieht sich die Gallup-Umfrage auf eine fiktive Entscheidungssituation mit 
vorgegebenen Auswahlkriterien, so war es in einer Elternbefragung in 
Cambridge/Mass. möglich, die tatsächlichen Schulwahlgründe in Erfahrung 
zu bringen (vgl. Snider 1987). Sowohl für schwarze als auch für weiße Eltern 
war danach die Wohnortnähe der Schule das wichtigste Kriterium. Mit 
weitem Abstand folgen die Leistungsreputation und das Klima der Schule. 
Dieses Ergebnis muß auf die Apologeten größerer Vielfalt und Wahlfreiheit 
im Schulwesen ernüchternd wirken und läßt zudem Zweifel an den 
unterstellten qualitätsfördernden Effekten von marktwirtschaftlichen 
Steuerungselementen im Bildungswesen aufkommen.
Beachtung verdient aber noch ein anderer Umfragebefund: In der Gallup­
Umfrage werden sozioökonomische Merkmale der Mitschüler von über der 
Hälfte der Befragten als sehr wichtig oder wichtig erachtet. Und auch die 
Rassenzusammensetzung der Schule wird von fast der Hälfte (Gallup­
Umfrage) bzw. einem Drittel (Cambridge-Umfrage) der Befragten als 
entscheidungsrelevantes Kriterium genannt. Dessen tatsächliche Bedeu­
tung dürfte, wie auch Elam (1990, S. 44) vermutet, wegen der eingeschränk­
ten Bereitschaft, solche Motive in Meinungsumfragen offenzulegen, eher 
noch höher zu veranschlagen sein (darauf deuten auch die Ergebnisse einer 
empirischen Untersuchung von Henig [1990] hin). Aufschlußreich ist dieses 
Ergebnis insofern, als es die Vermutung jener Kritiker an der Bildungs­
markt-Ideologie stützt, die auf die Segregationswirkungen uneingeschränk­
ter Wahlfreiheit im Bildungswesen hinweisen (z.B. Levin 1980). Das sich 
darin andeutende Spannungsverhältnis zwischen individuellen und gesell­
schaftlichen Zielsetzungen begründet in einem in gesellschaftlicher Verant­
wortung stehenden Bildungswesen politischen Handlungsbedarf.
Auch wenn das gesellschaftliche Leitziel der Chancengleichheit durch das in 
den 80er Jahren im Vordergrund stehende Streben nach „excellence in 
education“ einen starken Bedeutungsverlust erlitt (Boyd/Kerchner 1987), 
so ist zumindest das Problem der Benachteiligung schwarzer Schüler/innen 
ahFoige schulischer Rassensegregation nie aus dem Blick geraten. In vielen 
Schulbezirken sind von den Verantwortlichen - meist auf gerichtliche 
Anweisung hin - Maßnahmen zur Rassenintegration an den Schulen 
ergriffen worden. In den 60er und 70er Jahren war „forced busing“ die 
vorherrschende Strategie, d. h. die Schüler/innen wurden unter Einsatz von 
Schulbussen zwangsweise auf die Schulen verteilt. Deren fatale Folgen sind 
bekannt: Viele weiße Familien haben als Reaktion darauf entweder ihre 
Kinder von den öffentlichen Schulen genommen und auf Privatschulen 
geschickt oder sie sind von den Innenstädten in die Vororte gezogen, wo in 
der Regel günstigere schulische Bedingungen anzutreffen sind („white 
flight“). Dies hatte in den ohnehin problembeladenen Innenstädten eine 
dramatische Verschlechterung der Schulsituation zur Folge.

Schule als Agent der Familie und der Gesellschaft: Zum Konzept der 
Magnetschule
Bereits Mitte der 70er Jahre , als sich abzeichnete, daß mittels „busing“ dem 
Problem der schulischen Rassentrennung kaum beizukommen ist, haben
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einige Städte (z. B. Buffalo, N. Y.) mit der Einführung sog. Magnet-Schulen 
(„magnet schooIs“) einen anderen Weg zur Sanierung der innerstädtischen 
Schulen und ihrer rassischen Integration eingeschlagen. Strategischer 
Ausgangspunkt war die Überlegung, die Innenstadtschulen durch Schaf­
fung eines an den Elternpräferenzen orientierten speziellen Profils (curricu- 
laren Schwerpunkts, besonderen pädagogischen Konzepts) -bei gleichzeiti­
ger Erweiterung des Einzugsbereichs und Einführung der freien Schul wahl - 
attraktiver zu machen. Geknüpft war daran die Erwartung, daß insbeson­
dere weiße Familien das Angebot annehmen und so eine ausgewogenere 
rassische bzw. ethnische Zusammensetzung der Schülerschaft an den 
Schulen zustande kommt. War dies anfänglich das vorherrschende Motiv für 
die Gründung von Magnet-Schulen, so traten in den 80er Jahren im Gefolge 
der von der Marktideologie geprägten Schulreform die Diversifikation des 
lokalen Schulangebots im Rahmen von Schulwahlprogrammen und die 
Verbesserung der Schulqualität als weitere Gründungsmotive hinzu.
Magnet-Schulen werden in funktionaler Hinsicht häufig mit privaten 
Bildungseinrichtungen verglichen. Mit diesen haben sie gemeinsam, daß sie 
ihr Angebotsprofil an den Präferenzen der Eltern orientieren, die die 
Schulen gezielt wählen, und daß sie Schüler aus einem größeren Einzugsbe­
reich rekrutieren. Im Unterschied zu Privatschulen versuchen Magnet­
Schulen dabei jedoch individuelle und gesellschaftliche Zielsetzungen 
miteinander in Einklang zu bringen, also sowohl „Agent der Familie“ als 
auch „Agent der Gesellschaft“ zu sein. Dies erfolgt durch die Politik der 
„kontrollierten Wahlfreiheit“ („controlled choice“). Der Elternwille wird 
danach nur insoweit akzeptiert, als er im Gesamtergebnis mit angestrebten 
Integrationszielen kompatibel ist. Sind Magnet-Schulen Bestandteil eines 
gerichtlich angeordneten Integrationsplans, dann sind Maximal- und Mini­
malquoten für weiße Schüler/innen und Minoritäten (schwarze Schüler/ 
innen und andere ethnische Gruppen) an den einzelnen Schulen vorgege­
ben, die nicht über- bzw. unterschritten werden dürfen. Um diese Auflagen 
zu erfüllen oder freiwillig angestrebte Integrationseffekte zu erzielen (bzw. 
Segregationseffekte  zu vermeiden), ist es unter Umständen erforderlich, die 
Schulwahlentscheidungen der Eltern zu korrigieren. Konkret heißt dies, 
daß manche Eltern auf eine in ihrer Präferenzordnung nachrangige Alterna­
tive ausweichen müssen.
Ein wichtiger Aspekt der Attraktivität von Magnet-Schulen ist ihr Pro­
grammschwerpunkt. Wie breit das Spektrum der Spezialisierung ist, zeigt 
Tabelle 2. Zusammengestellt ist darin das Ergebnis einer Anfang der 80er 
Jahre durchgeführten Erhebung. Das pädagogische oder curriculare Schul­
profil ist vor allem dann von Wichtigkeit, wenn es im Blick auf angestrebte 
Integrationsziele gilt, unterrepräsentierte (oder manchmal gänzlich feh­
lende) Schülergruppen zu mobilisieren. In vielen innerstädtischen Schulen 
sind dies Kinder weißer Familien. Im Elementarschulbereich erwiesen sich 
vor allem Magnet-Schulen mit besonderer pädagogischer Prägung wie z. B. 
Montessori-Schulen als besonders erfolgreich bei der Rekrutierung weißer 
Schüler (vgl. z. B. Royster et al. 1979), im Sekundarschulbereich Schulen mit 
akademischen Programmen und speziell selektive Schulen für Schüler mit
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besonderer Begabung. Verschiedene Studien legen den Schluß nahe, daß es 
den Eltern dabei vor allem auf die Selektivität der Schule und weniger auf 
den Themenschwerpunkt oder die pädagogische Qualität ankommt (Rossell 
1985; Metz 1986).

Tabelle 2: Themenschwerpunkte von Magnet-Schulen

Schularten

Themen

Elementar­
schulen 
N %

Mittelschulen 
Jun. High School

Senior High School Insgesamt

N % N % N %

Kulturtechniken („Basic skills“) 46 21 6 15 2 3 54 17
grundlegende Fähigkeiten und traditio­
nelle Werte („fundamental“) 25 12 5 13 1 1 31 10
Zweisprachigkeit oder Sprachen 24 II 4 10 2 3 30 9
Montessori/individualisiene Instruktion 32 15 4 10 0 0 36 11
Berufsbezogene Bildungsgänge 2 1 1 3 8 1 11 3
Künstlerisch-musisch 29 13 6 15 11 1 46 14
Naturwissenschaft und Mathematik 22 10 4 10 6 9 32 10
Geistes- und Sozialwissenschaften 4 2 3 8 10 1 17 5
Vorbereitung auf Berufe im Gesundheitswesen 2 1 1 3 7 1 10 3
Wissenschaftsorientietung („academic“) 25 12 2 5 8 1 35 11
Kommunikationstechnik 0 0 1 3 3 5 4 1
Geschäftswelt 0 0 0 0 3 5 3 1
Computer 0 0 0 0 1 2 1 3
Andere 5 2 2 8 5 7 12 4

Insgesamt 216 67 39 12 67 21 322 100

Quelle: US. Education Department, übernommen von Snider I9S7, S. C19

Eine zusammenfassende Evaluation auf der Grundlage bisheriger Erfahrun­
gen weist Magnet-Schulen als leistungsfähiges Reformkonzept aus. Daß 
ihnen ein außerordentlicher „Markterfolg“ beschieden ist, belegen augen­
fällig die hohe Zahl der Abwanderungen von anderen Schulen (Nachbar­
schaftsschulen, Privatschulen), der oftmals beträchtliche Nachfrageüber­
hang und die langen Wartelisten. Ein durchweg positives Bild vermitteln 
auch die Ergebnisse von Evaluationsstudien zum Integrationserfolg und zur 
Schulqualität. So konnten Rossell/Clarke (1987) in einer im Auftrag des 
National Institute of Education durchgeführten Untersuchung zeigen, daß 
Magnetschul-Programme mit freiwilliger Elternbeteiligung ein wirkungs­
volles Instrument zur Rassendesegregation darstellen. Bestätigung findet 
dies in der wachsenden Bedeutung von Magnet-Schulen in gerichtlich 
angeordneten Integrationsplänen.
Zur Schulqualität gab das U.S. Department of Education Anfang der 80er 
Jahre eine Studie in Auftrag, in der Magnet-Schulen mit herkömmlichen 
Schulen hinsichtlich verschiedener Qualitätskriterien verglichen wurden 
(Blank et al. 1983). Die Qualitätsmessung (Einschätzungen durch die
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Forschungsgruppe) anhand von Merkmalen des Unterrichtsprozesses wie 
Lehr-/Lernaktivitäten, Lernmöglichkeiten für die Schüler, Schüler-Lehrer­
Interaktion, Nutzung der schulischen Ressourcen ergab für ein Drittel der 
Magnet-Schulen der Stichprobe durchgängig hohe Werte, für die Mehrzahl 
der anderen Magnet-Schulen bei einem Teil der Merkmale. Weiterhin zeigte 
sich, daß an den Magnet-Schulen im Durchschnitt der Anteil der Schüler/ 
innen, die häufig fehlten, durch Verhaltensprobleme auffielen und die 
Schule vorzeitig abbrachen, signifikant kleiner war als der an den herkömm­
lichen Schulen, ein Ergebnis, das im wesentlichen auf den Einfluß zweier 
(interkorrelierter) Faktoren zurückgeführt wird: die Selbstselektivität 
sowie die Schul- und Programmspezifität. Was die Schulleistungen betrifft, 
so wiesen fast 80 Prozent der Magnet-Schulen über dem Distriktdurchschnitt 
liegende Testergebnisse im Lesen und in Mathematik auf. Die leistungs­
stärksten von ihnen waren selektive Schulen.
Der in der Studie ferner vorgenomme Kostenvergleich ergab für die Magnet­
Schulen etwas höhere Ausgaben pro Schüler als bei den anderen Schulen 
(aufgrund von Mehraufwendungen für Lehrergehälter und Schülertrans­
port). Allerdings kam es zu einer Angleichung der Kostenniveaus nach der 
Gründungsphase, ein Ergebnis, zu dem auch Chabatar (1989) in einer 
kürzlich erschienenen Studie gelangt.
Die vorliegenden Befunde zur Integrationseffektivität und Schulqualität 
legen den Schluß nahe, daß mit Magnet-Schulen offenbar ein organisatori­
sches Konzept gefunden wurde, das die gleichzeitige Verwirklichung von 
„equity“ und „excellence“, d. h. von Chancengleichheit bei hohem Leistungs­
niveau, möglich macht. Dieses Resümee bezieht sich in seiner Aussage zur 
Chancengleichheit auf den verbesserten Zugang von Minoritäten zu rassisch 
und ethnisch integrierten Schulen. Andere Aspekte von Chancengleichheit 
sind damit nicht erfaßt. Es gibt einige Indizien dafür, daß durch die 
Einführung von Magnet-Schulen sozialschichtspezifische Chancengleich­
heiten nicht abgebaut, sondern eher verstärkt wurden. Empirisch belegt ist 
die überdurchschnittliche Repräsentanz von Kindern aus Mittelschichtfami­
lien (z.B. Comerford 1980), die sich von dem innovativen Schulkonzept 
offenbar eher angesprochen fühlen als Arbeiterfamilien. Um solche sozial­
schichttypischen Verhaltensmuster zu korrigieren und bildungsferne Grup­
pen zur Beteiligung an Schulwahlprogrammen zu motivieren, sind beson­
dere Strategien der Elterninformation notwendig. In Schulbezirken, in 
denen solche Strategien zur Anwendung gelangten, konnte die Beteiligung 
von Eltern aus unteren Sozialschichten zum Teil deutlich gesteigert werden 
(vgl. Weiß 1989).
Bei Erweiterung der Perspektive auf das gesamte lokale Schulwesen ist unter 
dem Aspekt der Chancengleichheit auch den möglichen negativen Auswir­
kungen der Einrichtung von Magnet-Schulen auf die herkömmlichen Nach­
barschaftsschulen Beachtung zu schenken. Kritiker wenden ein, daß 
Magnet-Schulen einen Wettbewerbsvorteil hätten, weil sie Schüler aus 
einem größeren Einzugsbereich rekrutieren könnten, in der Regel über eine 
bessere Ressourcenausstattung verfügten und von den Eltern - verstärkt 
noch durch eine entsprechende Öffentlichkeitsarbeit - als qualitativ höher-
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wertig eingestuft würden. Die Folge davon sei, daß die fähigsten und 
besonders motivierten Schüler und Lehrer durch die Magnet-Schulen 
abgezogen würden, wodurch ein duales Schulsystem entstünde, mit den 
Magnet-Schulen als Eliteschulen und den Nachbarschaftsschulen als Rest­
schulen für Bürger zweiter Klasse. Diese Kritik ist nicht von der Hand zu 
weisen, wird sie doch zum Teil durch empirische Evidenz gestützt. In vielen 
Fällen sahen sich die lokalen Schulbehörden gezwungen, wettbewerbsregu­
lierende Eingriffe zugunsten der benachteiligten Nachbarschaftsschulen 
vorzunehmen (vgl. Weiß 1989).' Vor dem Hintergrund dieser negativen 
Erfahrungen mit nebeneinander bestehenden Magnet-Schulen und Nach­
barschaftsschulen haben sich die Verantwortlichen in Kansas City, Mis­
souri, zu einer totalen .Magnetisierung“ des Schulsystems entschlossen: 
Nahezu sämtliche Schulen im Elementar- und Sekundarschulbereich wur­
den innerhalb von zwei Schuljahren zu Magnet-Schulen mit jeweils speziel­
lem Schwerpunkt umgewandelt (vgl. Cooper 1987). Der damit verbundene 
hohe organisatorische und finanzielle Aufwand hat andere Schulbezirke 
bisher jedoch davon abgehalten, diesem Beispiel zu folgen und ihre 
Strategien der „inkrementellen Magnetisierung“ des Schulsystems aufzu­
geben.
Der Erfolg und die wachsende Popularität von Magnet-Schulen lassen die 
These gerechtfertigt erscheinen, daß die unaufhaltsame Expansion dieses 
innovativen Schulkonzepts programmiert ist. Dies dürfte zumindest für 
städtische Schulbezirke gelten, deren Schüleraufkommen eine ausrei­
chende Angebotsdifferenzierung mit freier Schulwahl gestattet. Der Bedeu­
tungszuwachs, den Magnetschulen im Rahmen von Schulwahlprogrammen 
allen Erwartungen nach erfahren werden, ist im Zusammenhang mit 
verschiedenen koinzidenten - zum Teil voneinander abhängigen - Entwick­
lungen innerhalb und außerhalb des Bildungswesens zu sehen: dem 
zunehmend brüchiger werdenden Konsens über die Vorzüge der „common 
school“, der gemeinsamen Schule für alle, (Glenn 1988), dem Vordringen 
der Marktideologie im Bildungswesen, dem Wiedererstarken des Lokalis- 
mus und der zunehmenden Wertepluralität in der Gesellschaft, die sich in 
differenzierteren Bildungspräferenzen manifestiert. Die Erfahrungen mit 
Magnet-Schulen haben deutlich gemacht, daß der Forderung nach einem 
vielfältigen Schulangebot und nach freier Schulwahl auch im öffentlichen 
Schulwesen entsprochen werden kann und daß individuelle Wünsche mit 
gesellschaftlichen Belangen ebenso wie Effektivität mit Chancengleichheit 
in Einklang gebracht werden können: „marktkonform“ durch eine entspre­
chende Angebotsgestaltung oder, wenn damit kein befriedigendes Ergebnis 
zu erzielen ist, durch politische Intervention, d. h. partielle Einschränkung 
der „Konsumentensouveränität“.
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Anmerkungen
1 So wurde ihnen etwa die Möglichkeit zur Einrichtung von Spezialprogrammen 

(„magnet components“) eingeräumt, um sie in die Lage zu versetzen, wie die 
Magnet-Schulen Schüler (für das Spezialprogramm) aus einem größeren Einzugs­
bereich zu rekrutieren und für das Magnetschul-Programm zur Verfügung 
stehende Sondermittel in Anspruch zu nehmen.
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